Ergänzungsmail vom 26.5.2004 zum Vorhalt 

Von: Stmk. Gemeindebund

Gesendet: Mittwoch, 26. Mai 2004 08:51

An: gemeinden@email.steiermark.at

Cc: ...@stmk.gv.at, ...steirischer.staedtebund.at

Betreff: Getränkeabgabeverfahren: Ergänzende Informationen, Arbeitsgruppen

Sehr geehrte Frau Bürgermeisterin, sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Vorerst danken wir für Ihr großes Interesse an unseren in allen Bezirken der Steiermark zwischen 17.5. und 19.5.2004 statt gefundenen Getränkeabgabe-Informationsveranstaltungen und Ihr zahlreiches Erscheinen. Im Zuge dieser Veranstaltungen haben wir weitere Hilfestellungen angekündigt:

1. Getränkesteuergipfel

Über Einladung des Steiermärkischen Gemeindebundes fanden am 25.5.2004 bei der Gemeindeaufsichtsbehörde des Amtes der Steiermärkischen Landesregierung erste Gespräche im Rahmen eines Getränkesteuergipfels statt. 

Teilnehmer waren unter anderem auch der Präsident der Wirtschaftskammer Steiermark, KR Peter Mühlbacher, der Präsident der Kammer der Wirtschaftstreuhänder (Landesstelle Steiermark), Steuerberater Gerhard Gaedke, Herr Mag. Klaus Ebner in Vertretung von Herrn Bürgermeister Bernd Rosenberger, Vorsitzender der Landesgruppe Steiermark des Städtebundes, und der Präsident des Steiermärkischen Gemeindebundes, Bürgermeister Hermann Kröll, sowie HR Dr. Heinz Schille, Leiter der Gemeindeaufsichtsbehörde des Amtes der Steiermärkischen Landesregierung als Moderator dieser Runde. 

Zentrales Thema dieses Gipfels waren die Fortführung der anhängigen Getränkeabgabeverfahren einerseits und der Versuch eines Lösungsvorschlages zur Vermeidung aufwändiger Verfahren. 

Die Gespräche werden fortgesetzt; als eines der Ergebnisse haben sich alle Teilnehmer darauf verständigt, die Vorhaltsfrist (ohne Antrag des Abgabepflichtigen) automatisch bis zum 31.7.2004 zu verlängern. 

Der Steiermärkische Gemeindebund empfiehlt auch seinen Mitgliedsgemeinden, dieser Fristverlängerung zuzustimmen.

Da mit Ablauf des 9.6.2004 die Frist für allfällige Säumnisbeschwerden beginnt, wird weiters empfohlen, bei im Verfahren befindlichen Steuerpflichtigen zur Vermeidung von Kostenfolgen wie folgt vorzugehen: 

2. Empfohlener Entwurfstext:

A) Variante, wo der Vorhalt bereits ausgesandt wurde: 

"An den Abgabepflichtigen

(bzw. an den zustellbevollmächtigten Parteienvertreter)

Die Stadt-/Markt-/Gemeinde ........................ist mit einer Vielzahl von Verfahren konfrontiert, bei denen im Einzelfall zu prüfen ist, ob eine Überwälzung der Getränkesteuer stattgefunden hat und ob die Erstattung zu einer ungerechtfertigten Bereicherung führen würde. Die Feststellung dieser Tatsachen macht viele Ermittlungsschritte und Abwägungsentscheidungen notwendig, sodass die fristgerechte Erlassung der ausständigen Berufungsentscheidung im vorliegenden Verfahren unmöglich ist bzw. war. Unter einem wird die Frist zur Beantwortung des Vorhaltes im Sinne einer Absprache mit Vertretern der Wirtschaftskammer und der Kammer der Wirtschaftstreuhänder bis zum 31.7.2004 verlängert; ein gesonderter Fristverlängerungsantrag ist daher nicht erforderlich."

B) Variante, wo der Vorhalt noch nicht ausgesendet wurde:

Der erste Absatz des Vorhaltes lautet im Sinne der getroffenen unter Punkt 1. erwähnten Vereinbarung (verlängerte Frist) daher wie folgt: "Auf Grund der ergangenen Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofes vom 4.Dezember 2003, Zl. 2003/16/0148, werden Sie unter Hinweis auf Ihre Mitwirkungspflicht aufgefordert, diesen Erhebungsbogen vollständig ausgefüllt und mit den darin angeführten Unterlagen, die vom Verwaltungsgerichtshof als wesentliche Beweismittel angesehen werden bis 31.7.2004 an die ausfertigende Behörde zu retournieren."

Weiters wird der Vorhalt um einen 8. Punkt mit folgendem Text erweitert:

"8. Die Stadt-/Markt-/Gemeinde ........................ist mit einer Vielzahl von Verfahren konfrontiert, bei denen im Einzelfall zu prüfen ist, ob eine Überwälzung der Getränkesteuer stattgefunden hat und ob die Erstattung zu einer ungerechtfertigten Bereicherung führen würde. Die Feststellung dieser Tatsachen macht viele Ermittlungsschritte und Abwägungsentscheidungen notwendig, sodass die fristgerechte Erlassung der ausständigen Berufungsentscheidung im vorliegenden Verfahren unmöglich ist bzw. war."

3. Arbeitsgruppen in den Bezirken

Von den Teilnehmern der Informationsveranstaltungen wurde sowohl bei als auch nach den Veranstaltungen von vielen Gemeinden der Wunsch geäußert, dass genaue Handlungsanweisungen zu mehreren konkreten Verfahren sowie zu bestimmten Sonderfällen gewünscht werden. Dazu werden in nächster Zeit wiederum entweder in den Bezirkshauptmannschaften oder in Gemeindeämtern die bei den Informationsveranstaltungen vorangekündigten "Arbeitsgruppen" stattfinden, wo unsere Mitarbeiter zu konkreten Fällen Handlungsanweisungen (bis zum jeweiligen Bescheidmuster) geben können, wenn Sie jeweils den gesamten fraglichen Steuerakt mitbringen. Die Kosten des Einsatzes unserer Mitarbeiter werden den Gemeinden anteilig nach Zeitaufwand verrechnet; die Gemeindeprüfungsreferate der Bezirkshauptmannschaften werden über diese Arbeitstreffen in Kenntnis gesetzt. 

==========================

       HINWEIS!!! 

==========================

Bitte teilen Sie uns dazu mittels des beiliegenden Formblattes längstens bis zum 15.6.2004 für unsere Zeitplanung mit, wie viele Fälle Sie in etwa derart gemeinsam mit uns durchgesehen haben möchten bzw. aus welchen Gemeinden in Ihrer Nähe sich eine derartige Arbeitsgruppe konstituieren möchte (bitte mit Bekanntgabe eines geeigneten Gemeindeamtes, wo diese Runde zusammen treten kann). 

==========================

Wir hoffen, Ihnen mit dieser Information weiter zu helfen und verbleiben 

mit freundlichen Grüßen

Dr. Klaus Wenger, Landesgeschäftsführer

________________________________________

Steiermärkischer Gemeindebund 

Burgring 18, A-8010 Graz

Telefon: +43/316/82-20-79-0

Telefax: +43/316/81-05-96

E-Mail: post@gemeindebund.steiermark.at

_______________________________________
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	Als gemeinsamer Besprechungsort für die aus obigen Gemeinden bestehende Arbeitsgruppe wird …
	(z.B. das Gemeindeamt ………………………………..)

vorgeschlagen.

	Terminwunsch:
	                         2004

	Ausweichtermin:
	                         2004


Hinweis: Bei aus mehreren Gemeinden gebildeten Arbeitsgruppen genügt die Anmeldung aller Gemeinden durch jene Gemeinde, in welcher die Besprechung stattfinden soll.

